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Abstract 

 

Der vorliegende Beitrag gibt einen Überblick über die Motive und Phasen der 

deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Im Fokus stehen die Jahre 2005 bis 2021 

und damit die Regierungszeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel. Es wird 

aufgezeigt, welche Mittel zur Erreichung der globale Nachhaltigkeitsziele 

aufgewendet werden und inwieweit sich die Ambitionen der deutschen Entwick-

lungspolitik hierin spiegeln. Ausgangspunkt bildet die relevante Statistik der 

OECD. Unterschieden werden fünf Kategorien von Entwicklungsleistungen aus 

dem öffentlichen und privaten Sektor. Ein besonderes Augenmerk wird auf die 

ODA (Official Development Assistance) und die ODA-Quote, als wichtiger inter-

nationaler Benchmark gerichtet. Im internationalen Ranking steht Deutschland mit 

einer ODA-Quote von 0,76 Prozent nach Luxemburg, Schweden und Norwegen an 

vierter Stelle. Dem Betrage nach leisten nur die USA höhere ODA-Transfers 
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Entwicklungszusammenarbeit in der Ära Merkel: Ambition und Leistung 

 

1. Einführung 

 

Nach offizieller Lesart ist die deutsche EZ von humanistischen Werten geleitet und basiert auf 

dem Grundsatz „…ethischer Verantwortung und internationaler Solidarität“ (AA, 2018). Hu-

manitäre Hilfe im engeren Sinne, d.h. Hilfeleistungen, die Empfängerländer unmittelbar bei der 

Bewältigung von Krisen unterstützen, sind daher ein wichtiger Aspekt der EZ. Das Hauptziel, 

dass mit dieser verfolgt wird, besteht in der Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Ent-

wicklung von Empfängerländern. Um diese Zielsetzung zu erreichen, verfolgt die deutsche Ent-

wicklungszusammenarbeit (EZ) einen Dreiklang aus der Bereitstellung von öffentlichen Mit-

teln, der Förderung nachhaltiger entwicklungsfördernder Privatinitiativen und -investitionen 

sowie einer Entwicklung fördernden, offenen Handelspolitik (BMZ, 2021a). Diese Maßnahmen 

dienen dabei neben humanitären und ethischen Entwicklungszielsetzungen auch dem Bestre-

ben, die globale Wohlfahrt und die Zukunft Deutschlands zu sichern. 

 

Anlässlich einer Festveranstaltung zum 50. Jubiläum des Entwicklungshelfer-Gesetzes am 12. 

Juli 2019 in Berlin formuliert die deutsche Bundeskanzler Dr. Angela Merkel den zentralen 

Leitgedanken deutscher EZ wie folgt: Deutschland will „…einen Beitrag zu wirtschaftlichem, 

sozialem und politischem Fortschritt in Entwicklungs- und Schwellenländern leisten…. Das ist 

in einer eng vernetzten Welt immer auch in unserem eigenen Interesse. Hilfe für andere ist in 

unserem eigenen Interesse, da partnerschaftliche EZ allen dient. Sie dient einem globalen Ge-

meinwohl und damit einem guten Leben und Zusammenleben auch hier bei uns.“ (Bundesre-

gierung, 2019) Für Merkel stellen Klimawandel, Wirtschaftskrisen, militärische Konflikte, Ter-

rorismus, Flucht und Migration die großen Herausforderungen unserer Zeit dar. Die Weltge-

meinschaft kann diese Herausforderungen nur bewältigen, wenn sie „…multilateral statt unila-

teral, weltoffen statt isolationistisch, global statt national, gemeinsam statt allein denken und 

handeln.“ (Bundesregierung, 2019) 

 

Auch für Klingebiel (2013)1 rechtfertigt sich das deutsche Engagement in der Entwicklungspo-

litik durch zwei Basismotive: Erstens durch „ein genuines Interesse…Länder in ihren Entwick-

lungsprozessen zu unterstützen.“ EZ ist für Klingebiel darum bemüht, Humanismus, christliche 

 
1  Dr. Stephan Klingebiel leitet am Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) die Abteilung „Bi- und mul-

tilaterale Entwicklungspolitik“. 
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Werte und globale Entwicklungsperspektiven in politisches Handeln einzubeziehen. Darüber 

hinaus attestiert Klingebiel der deutschen Entwicklungspolitik jedoch auch kurz- und länger-

fristige Zielsetzungen im Eigeninteresse. Es geht hierbei primär um wirtschaftliche oder außen-

politische Interessen, aber auch um Klima und Sicherheitspolitik. Deutlich wird diese duale 

Motivation vor allem im Zusammenhang mit dem Problem der globalen Migration. Kriegeri-

sche Konflikte, Gewalt, Kriminalität, Klimawandel und Repression zählen zu den wichtigsten 

Push-Faktoren, die Menschen veranlassen, ihre Heimat zu verlassen und die Gefahren einer 

Flucht auf sich zu nehmen. Die vielen Migranten stellen Deutschland und die EU gleichzeitig 

vor Herausforderungen. Es ist für die Zielländer der Migration von Bedeutung, einen Beitrag 

zur Problemlösung und Konfliktbewältigung in den Herkunftsländern zu leisten. Das Bundes-

ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ, 2016) sieht die Auf-

gabe der EZ darin, den Menschen die Freiheit zu geben, ohne materielle Not selbstbestimmt 

und eigenverantwortlich ihr Leben in ihren Heimatländern zu gestalten. Im Fokus steht die Be-

kämpfung von Armut, die Förderung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der De-

mokratie. Auch Nachhaltigkeit ist zum Leitprinzip der EZ geworden. 

 

Die Zielvorgaben der deutschen Entwicklungspolitik sind ambitioniert. Die Frage ist, ob diese 

wirksame und entschieden genug umgesetzt werden. In 2021 gab Angela Merkel auf dem Da-

voser-Dialog des WEF (World Economic Forum) zu bedenken, dass nach der Corona Pandemie 

die große Gefahr darin bestehe, dass die Industrieländer „…die Entwicklungsanstrengungen 

vernachlässigen.“ (Bundesregierung, 2021b) Die Implementierung der 2015 formulierten 

Sustainable Development Goals (SDG) ist zur Halbzeit der Agenda 2030 enttäuschend. VE-

RON (2023), der Dachverband der entwicklungspolitischen und humanitären Nichtregierungs-

organisationen (NGO) in Deutschland2, stellt eine entsprechend ernüchternde Bilanz auf: „828 

Millionen Menschen leiden unter chronischem Hunger. 258 Millionen Menschen sind von aku-

ter Nahrungsunsicherheit betroffen. Ende 2021 lebten schätzungsweise 659 Millionen Men-

schen unter der Armutsgrenze von 2,15 US-Dollar pro Tag. Rund zwei Milliarden Menschen 

arbeiten in prekären, in-formellen Jobs. … Mehr als vier Milliarden Menschen verfügen über 

keine Form sozialer Sicherung.“ Es überrascht daher nicht, dass Angela Merkel anmahnt „…bei 

der EZ nicht zu sparen, sondern eher noch eine Schippe draufzulegen.“ (Bundesregierung, 

2021b) 

 
2  Der Verband wurde im Jahr 1995 gegründet, ihm gehören rund 140 Organisationen an. Die Nichtregierungs-

organisationen (NGO) kommen aus der privaten und kirchlichen EZ, der humanitären Hilfe sowie der entwick-

lungspolitischen Bildungs-, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit. 
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Der vorliegende Beitrag setzt sich mit der Frage auseinander, inwieweit die Ambitionen der 

deutschen Politik in den Transferleistung für EZ gespiegelt werden. Der Fokus liegt dabei auf 

dem Zeitraum 2005 bis 2021, in denen Merkel das Amt der Bundeskanzlerin der Bundesrepub-

lik Deutschland bekleidete. In Abschnitt 2 werden zunächst die Grundkonzepte deutscher EZ 

zusammengefasst. In Abschnitt 3 wird das Ressortprinzip vorgestellt, wonach in Deutschland 

den einzelnen Ministerien die Kompetenz obliegt, die Richtlinien der Regierungspolitik konk-

ret auszugestalten und mit Inhalten zu füllen. Das gilt auch für die Bundesminister für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Abschnitt 4 diskutiert Niveau und Dynamik der 

deutschen Leistungen für EZ in der Ära Merkel. Abschnitt 5 fasst zusammen. 

 

2. Grundkonzepte der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 

 

Die Bundesrepublik Deutschland engagiert sich seit annähernd 70 Jahren in der Entwicklungs-

politik. Die zentrale Institution der deutschen EZ stellt seit 1961 das Bundesministerium für EZ 

(BMZ) dar.3 Als eigenständiges Fachministerium für EZ ist das BMZ im internationalen Ver-

gleich der Regierungssysteme eine Besonderheit, und es nimmt auch unter den deutschen ent-

wicklungspolitischen Akteuren eine hervorgehobene Stellung ein (DEval, 2022). Die frühen 

Konzepte der Entwicklungshilfe war vom Geben-Nehmen-Prinzips dominiert und der Idee, 

dass Industrieländer Hilfsleistungen an Empfängerländer geben. Nach Klingebiel (2018) haben 

sich die Ziele und Motive der deutschen EZ seit deren Anfängen stark gewandelt. Die Armuts-

bekämpfung, die lange Zeit im Zentrum stand, wurde Zielsetzungen wie „Frieden und Sicher-

heit“ sowie „ökologischen Nachhaltigkeit“ gleichgestellt.4 Weiter werden nach dem modernen 

Konzept der EZ, Länder und Organisationen, mit denen Deutschland entwicklungspolitisch in-

teragiert, heute als gleichberechtigte Partner verstanden.5 Man spricht vom Prinzip der Ow-

nership, d.h. einer Zusammenarbeit auf Augenhöhe und der Hilfe zur Selbsthilfe (Roxin et al., 

2016).  

 
3  In Westdeutschland wurde bereits in den 1950er Jahren das Thema Entwicklungshilfe Gegenstand der politi-

schen Diskussion. 1957 wurden dem Auswärtigen Amt erstmals Entwicklungshilfebeiträge zugesprochen, die 

zum Zweck der Förderung wirtschaftlich unterentwickelter Länder eingesetzt werden sollten. 
4  DEval (2022) bescheinigt der deutschen EZ jedoch grundsätzliche Armutsorientierung. Beobachtet wird je-

doch auch eine positive Korrelation zwischen der Vergabe von Mitteln und dem Demokratieniveau des Emp-

fängerlandes. 
5  An die Partner wird die Erwartung gerichtet, das Versprechen der UN-Charta für Menschenrechte aus dem 

Jahr 1948 einzulösen; die Zielvorgaben der Agenda 2030 entschlossen umzusetzen; die Ziele des Pariser 

Klimaabkommens aus dem Jahr 2015 zu erfüllen; den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen im Überein-

kommen über die biologische Vielfalt aus dem Jahr 1992 sowie die Vorgaben der Pekinger Erklärung aus 1995 

zur Gleichstellung der Geschlechter zu gewährleiten.  
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EZ bildet einen wichtigen Ausgangspunkt für den Dialog mit Partnerländern. Es soll eine Ver-

trauensbasis geschaffen werden, auf der heikle Themen wie Menschenrechte, Umweltstan-

dards, der Schutz natürlicher Ressourcen verhandelt werden können. Klingebiel und Paulo 

(2015) betonen, dass die EZ hierdurch einen Beitrag zur nachhaltigen Verbesserung der globa-

len ökonomischen, ökologischen, sozialen und politischen Verhältnisse leistet. Ziel ist es, Ge-

sprächskanäle zu schaffen, die es erleichtern auch interne Entwicklungshemmnisse im Aus-

tausch mit den politischen Verantwortungsträgern in den Partnerländern anzusprechen. 

 

Der 16. Entwicklungspolitische Bericht der Bundesregierung „Eine Welt – unsere Verantwor-

tung“ erschien am Ende der Amtszeit von Angela Merkel und tragt den Untertitel „Globalisie-

rung gerecht gestalten“ (BMZ, 2021). Er nennt explizit vier Säulen der deutschen EZ, begin-

nend mit der Zielsetzung, die Eigeninitiative der Partner zu stärken. Hierzu werden Investitio-

nen in Bildung, Gleichberechtigung, Armutsbekämpfung und die Schaffung von Arbeitsplätzen 

geleistet. Merkel formuliert 2010 anlässlich einer Rede vor der Generalversammlung der Ver-

einten Nationen, Deutschland sehe „…seine Rolle in der EZ als verantwortungsbewusster Un-

terstützer von Eigenanstrengungen – und dies auch in einer breit angelegten Partnerschaft.“ Die 

zweite Säule der öffentlichen EZ fördert den Innovations- und Technologietransfer vor allem 

in der Kooperation mit reformorientierten Ländern, die sich durch den Kampf gegen Korrup-

tion, demokratische Strukturen und die Einhaltung der Menschenrechte auszeichnen. Die Stär-

kung privater Investitionen bildet eine dritte Säule der EZ. Im Zentrum stehen dabei private 

Investitionen in Infrastruktur, erneuerbare Energien, nachhaltige Agrarwirtschaft und den Auf-

bau starker Gesundheits- und Ausbildungssysteme. Die vierte Säule zielt auf die Realisierung 

fairen Handelsbeziehungen zwischen Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländern6. Reali-

siert werden soll dies, durch die Implementierung soziale und ökologische Standards im Rah-

men der World Trade Organisation (WTO) sowie der EU-Handelsabkommen (BMZ, 2021). 

 

  

 
6  Nach Dietz und Gude (2007) heben hervor, dass eine einheitliche Definition für den Begriff „Entwicklungs-

länder“ fehlt, die entsprechenden Länder jedoch gemeinsame Merkmale aufweisen, wie zum Beispiel ein nied-

riges Pro-Kopf-Einkommen, einen schlechteren Gesundheitszustand der Bevölkerung oder eine ungenügende 

Versorgung mit Nahrungsmitteln, auf. Für die Statistik wird die Liste der Entwicklungsländer des DAC her-

angezogen 
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3. Ressortprinzip und Wandel der Zielsetzung der Entwicklungszusammenarbeit 

 

Merkel hatte von November 2005 bis Dezember 2021 das Amt der Bundeskanzlerin der Bun-

desrepublik Deutschland inne. Damit einher gingen das Recht und die Verantwortung, das Bun-

deskabinett zu bilden und die Richtlinien der Regierungspolitik zu bestimmen. In diesem Sinne 

gab Merkel auch den Rahmen für das Regierungshandeln im Bereich der EZ vor. Nach der 

deutschen Verfassung obliegt es jedoch den einzelnen Ministerien, die Richtlinien der Regie-

rungspolitik auszugestalten und mit konkreten Inhalten zu füllen. Gemäß dem sogenannten 

Ressortprinzip leiteten die Fachministerinnen und Fachminister innerhalb der Richtlinien ihren 

Geschäftsbereich selbstständig und unter eigener Verantwortung. In der Amtszeit von Merkel 

als Bundeskanzlerin hatten drei Personen das Amt der Ministerin bzw. des Ministers für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung inne. Diese waren 

 

• Heidemarie Wieczorek-Zeul (1998-2009), 

• Dirk Niebel (2009-2013) und 

• Gerd Müller (2013-2021). 

 

Alle drei Persönlichkeiten gehörten jeweils einer anderen Partei an und prägten die Entwick-

lungspolitik entsprechend. Bohner (2019, S. 13) betont in seiner Geschichte der deutschen Ent-

wicklungspolitik, dass neben den Ministerinnen und Ministern auch weitere Akteure entschei-

denden Einfluss auf die deutsche Entwicklungspolitik nehmen. Bohner nennt insbesondere die 

Staatssekretäre und die Mitarbeiter der entwicklungspolitischen Institutionen. 

 

In den 2000er Jahren war die Sozialdemokratin Heidemarie Wieczorek-Zeul die Galionsfigur 

der deutschen Entwicklungspolitik. Sie bekleidete zunächst 6 Jahre unter Bundeskanzler 

Schröder und anschließend 4 Jahre unter Merkel das Amt der Bundesministerin. Ihre Amtszeit 

war von grundlegenden Anpassungen der Weltwirtschaft geprägt. In den 1990er Jahren nahm 

der Globalisierungsprozess Fahrt auf.7 Der Internationale Währungsfonds (IMF) definiert den 

Begriff Globalisierung wie folgt: „Economic globalization is a historical process, the result of 

 
7  Unter Wieczorek-Zeul arbeitete das BMZ am Aktionsprogramm Armutsbekämpfung, der Reduzierung der 

Zahl der Partnerländer, die Entschuldungsinitiative, die Mitgestaltung des Stabilitätsprogramms Südost-Eu-

ropa, die Förderung des zivilen Wiederaufbau Afghanistans, die Wiederaufnahme der EZ mit Kuba, die Kau-

kasus-Initiative, die Zentralasien-Initiative, das Ankerlandkonzept, die Hilfe nach dem Tsunami in Südostasien 

und die Schaffung des zivilen Friedensdienstes (Bohner, 2019). 
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human innovation and technological progress. It refers to the increasing integration of econo-

mies around the world, particularly through the movement of goods, services, and capital across 

borders. The term sometimes also refers to the movement of people (labor) and knowledge 

(technology) across international borders. There are also broader cultural, political, and envi-

ronmental dimensions of globalization.” (IMF, 2008, S. 2)8 Auch für Stiglitz ist Globalisierung 

kein rein ökonomisches Phänomen, sondern betrifft auch „… den internationalen Austausch 

von Ideen und Wissen, die Vermischung der Kulturen, die globale Zivilgesellschaft und die 

globale Umweltbewegung.“ (Stiglitz, 2006, S. 22) 

 

Dennoch steht die enorme Zunahme der Welthandelsvolumen sowie der Kapitalmobilität im 

Zentrum der Globalisierung. Diese blieb daher nicht ohne Rückwirkungen auf die politische 

Sphäre. Hillebrand und Maihold (1999) konstatieren einen dramatischen Wandel der Grundla-

gen von Politik, der sich infolge der ökonomischen Globalisierung einstellte. Dieser Wandel 

zeigt sich auch als Denationalisierungsprozesse, in dessen Folge die Handlungsmöglichkeiten 

für nationalstaatliche Politik erheblich beschnitten wurde. Insbesondere die klassischen bilate-

rale Formen der EZ verloren nach Einschätzung von Hillebrand und Maihold (1999) damit an 

Bedeutung und Wirkungsmöglichkeit. Klingebiel (2013, S. 73) schreibt in diesem Zusammen-

hang: „Viele öffentliche Güter lassen sich nicht mehr oder nur sehr begrenzt national zur Ver-

fügung stellen; dies trifft beispielsweise auf Sicherheit (man denke an Gewalt- und Kriminali-

tätsphänomene) oder den Schutz und Erhalt der natürlichen Umwelt zu (man denke an saubere 

Gewässer) zu.“ 

 

Die deutsche Entwicklungspolitik reagierte parteiübergreifend auf die veränderten Rahmenbe-

dingungen. Die Sozialdemokratin Wieczorek-Zeul plädierte für ein erweitertes Verständnis von 

Entwicklungspolitik im Sinne einer globalen Strukturpolitik.9 Nach Bohner (2019) geht es da-

 
8  Stiglitz (2006, S. 22) verbindet den Begriff der ökonomischen Globalisierung in erster Linie mit: „…der enge-

ren wirtschaftlichen Verflechtung aller Staaten der Welt durch den zunehmenden Austausch von Gütern und 

Dienstleistungen, Kapital und auch Arbeitskräften. Die große Verheißung der Globalisierung liegt darin, dass 

sie zu einer weltweiten Erhöhung des Lebensstandards führen soll, indem sie erstens armen Ländern Zugang 

zu Auslandsmärkten verschafft, so dass diese ihre Güter dort absetzen können, zweitens den ungehinderten 

Fluss ausländischer Investitionen, die die Herstellung neuer, billigerer Produkte ermöglichen, zulässt und drit-

tens die Grenzen durchlässiger macht, damit Menschen leichter in andere Länder reisen können, um sich dort 

weiterzubilden, zu arbeiten und einen Teil ihres Arbeitseinkommens in ihre Heimatländer zu schicken, um dort 

wiederum ihre Familien zu unterstützen und neue Betriebe zu finanzieren.“ 
9  Die CDU richtet ihre Entwicklungspolitik am Oberziel »Globale Zukunftssicherung« aus. Hildebrand und 

Maihold (1999) kommen zu der Einschätzung, dass beide Konzepte EZ im Sinne der Gestaltung globaler Zu-

kunftsfragen sowie des Globalisierungsprozesse verstehen. 
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bei darum, Strukturen aufzubauen, die globales Handeln ermöglichen und die globale Ord-

nungspolitik gestalten. Durch Global Governance soll Globalisierung politisch so gestalten 

werden, dass deren Risiken minimiert und deren Chancen genutzt werden. In ihr Erklärung aus 

dem Jahr 2000 hatten die Vereinten Nationen Entwicklungsziele für die Zeit bis 2015 verein-

bart. Angestrebt wurde die Halbierung der extremen Armut, die Reduzierung der Kindersterb-

lichkeit, die Gewährleistung einer Grundbildung für alle Kinder in den Entwicklungsländern, 

die Stärkung der Frauenrechte und die Stärkung des Umweltschutzes. Die deutsche Entwick-

lungspolitik setzte sich zur Aufgabe, einen Beitrag zur Umsetzung dieser Ziele zu leisten. 

 

Nach der Bundestagswahl 2009 übernahm Dirk Niebel von Heidemarie Wieczorek-Zeul das 

Amt des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.10 Als Mitglied 

der Freie Demokratische Partei (FDP), vertritt Niebel liberale Grundsätze in der Entwicklungs-

politik. Für ihn bildete die Erarbeitung eines verbindlichen Menschenrechtkonzeptes als Wer-

torientierung den zentralen Pfeiler der deutschen EZ. Darüber hinaus betonte Niebel auch wirt-

schaftsliberale Zielsetzungen und insbesondere die Stärkung privatwirtschaftlicher Aktivitäten 

in der EZ. Niebels Ambitionen zielten auf die Steigerung der Effektivität und Effizienz deut-

schen Entwicklungspolitik durch entsprechende institutionelle Neuausrichtungen. Die Zusam-

menführung der Organisationen der technischen und der personellen Zusammenarbeit, d. h. der 

Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ), von InWEnt (Internationale Weiterbil-

dung und Entwicklung) und des Deutschen Entwicklungsdienstes (DED) zur Gesellschaft für 

Internationale Zusammenarbeit (GIZ) war 2010 ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Ziel 

der Fusion war es, die Wirksamkeit der technischen Zusammenarbeit zu erhöhen und sie nach 

außen besser darzustellen. Technische Zusammenarbeit zielt auf das „Capacity Development“. 

Es soll ein Prozess angeregt werden, durch den Menschen und Organisationen in den Entwick-

lungsländern ihre Fähigkeiten mobilisieren, um ihre eigene Entwicklung nachhaltig zu gestal-

ten und sich an verändernde Rahmenbedingungen anzupassen. Hierzu gehört es, Entwicklungs-

hindernisse zu erkennen, Lösungsstrategien zu entwickeln und diese dann erfolgreich umzuset-

zen (BMZ, 2021). Auch die Einrichtung des deutschen Evaluierungsinstituts (DEval) zielt da-

rauf, die Effektivität und Effizienz der deutschen EZ zu erhöhen. An der Schnittstelle von Po-

litik, Wissenschaft und Praxis besteht seine Aufgabe darin, einen Beitrag zur Evidenzbasierung 

zu leisten sowie die Methoden und Standards der Evaluierung weiterzuentwickeln (DEval, 

2022). Niebel stieß an, die entwicklungspolitischen Leistungen geografisch und thematisch zu 

 
10  Zuvor hatte sich eine Koalition aus Union und FDP gebildet. 
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fokussieren und eingesetzte Mittel transparent auf ausgewählt Partnerländer zu allozieren.11 Ei-

nen Beitrag hierzu sollte der Vorrang der bilateralen vor der multilateralen EZ leisten.12 

 

Gerd Müller war von 2013 bis 2021 Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung. In dieser Zeit wurden die ökologischen Herausforderungen und die Klimapolitik 

zum beherrschenden Thema der EZ. Bohner (2019) führt aus, dass Müller früh erkannte, dass 

es die Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern sind, die die Hauptleidtragenden des 

Klimawandels sein würden. Er war es, der die Dringlichkeit von Wachstumsgrenzen in die ent-

wicklungspolitische Diskussion einbrachte. Entwicklungspolitik wurde unter Müller zur 

Klimapolitik. Sein Ziel war es, Standards zu implementiert, die die ökonomische Globalisie-

rung ökologisch und soziale verträglich machen und den globalen CO2-Ausstoß drosseln. In 

Müllers Amtszeit werden 90 Prozent der finanziellen Mittel, die die Bundesregierung für die 

internationale Klimafinanzierung zur Verfügung stellt, vom BMZ umgesetzt. Auch die Grün-

dung der „Allianz für Klima und Entwicklung“ fällt in die Amtszeit von Müller. Aufgabe der 

Allianz ist es sein, private Investitionen für Klimaschutzprojekte in Entwicklungs- und Schwel-

lenländern zu gewinnen. Die Stiftung wird von mehr als 1.400 Akteuren aus Wirtschaft, Indust-

rie, öffentlichem Sektor und Zivilgesellschaft getragen und steht in partnerschaftlicher Verbin-

dung zum BMZ. Der „Compact with Africa“ aus dem Jahr 2017 richtet das Augenmerk insbe-

sondere auf Afrika. Als zentrales Vorhaben der deutschen G20-Präsidentschaft, zielt der „Com-

pact with Africa“ darauf, in afrikanischen Staaten die Rahmenbedingungen für nachhaltige Pri-

vatinvestitionen sowie Investitionen in Infrastruktur zu stärken. 

 

4. Kategorisierung und Dynamik der Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit 

 

Im Jahr 2015 hat die Weltgemeinschaft die Agenda 2030 verabschiedet und damit 17 globale 

Nachhaltigkeitsziele, die Sustainable Development Goals (SDG), für eine sozial, wirtschaftlich 

und ökologisch nachhaltige Entwicklung gesetzt. Die SDG stellen ein ambitioniertes Programm 

dar, das nur umgesetzt werden kann, wenn die Industrieländer bereit sind, den Ländern des 

 
11  Zur Verwendung der Mittel in Bezug auf die verschiedenen Entwicklungsziele sowie die Allokation auf die 

Partnerländer vergleiche DEval (2022). 
12  Grundlage der bilateralen staatlichen EZ sind offizielle Vereinbarungen zwischen Deutschland und seinen Ko-

operationsländern. Sie werden bei Regierungsverhandlungen getroffen, die in der Regel im Abstand von etwa 

zwei Jahren stattfinden. Bei diesen Verhandlungen werden gemeinsam Strategien für die Zukunft entwickelt, 

und es wird der Umfang der finanziellen und technischen Zusammenarbeit abgestimmt. Die Ergebnisse der 

Verhandlungen werden in völkerrechtlich bindenden Verträgen festgeschrieben. 
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globalen Südens finanzielle Mittel in entsprechender Höhe bereitzustellen (Joseph, 2023). Un-

ter der Kanzlerin Merkel wurde auch die Nachhaltigkeitsstrategie der deutschen Bundesregie-

rung formuliert (Bundesregierung, 2021a). Indem Deutschland erhebliche Mittel für Leistun-

gen der EZ aufwendet, bemüht es sich um eine Vorbildrolle und möchte ein Beispiel für ver-

antwortungsvolles globales Agieren geben. Dennoch wirft u.a. die Welthungerhilfe (2022) die 

Frage auf, ob Volumen und Dynamik der Entwicklungsleistungen in Deutschland mit der Am-

bition der Agenda 2030 Schritt halten? 

 

Vor diesem Hintergrund soll in diesem Abschnitt des vorliegenden Beitrags ein genauerer Blick 

auf die Datenlage gerichtet werden. Wie haben sich die deutschen Entwicklungsleistungen in 

Volumen und Struktur entwickelt? Der Fokus der deskriptiven Datenanalyse wird auf die Zeit-

spanne 2005 bis 2021 und damit die Kanzlerschaft von Merkel gelegt. Ausgewertet wird die 

DAC-Statistik. DAC (Development Assistance Committee) bezeichnet den Entwicklungsaus-

schuss der OECD.13 In Deutschland werden die öffentlichen und privaten Leistungen, die zur 

Erreichung der entwicklungspolitischen Ziele14 geleistet werden, vom Statistischen Bundesamt 

(Destatis) erhoben, aufbereitet und in der Statistik zur EZ publiziert.15 Unter Einhaltung der 

vorgegebenen Richtlinien (Reporting Directives) werden die Daten jährlich an den Entwick-

lungsausschuss der OECD (DAC) weitergeleitet. Im DAC sind aktuell 32 Mitgliedsländer or-

ganisiert, die ihre Entwicklungsleistungen anhand der DAC-Richtlinien jährlich melden 

(OECD, 2022). Die internationalen DAC-Meldevorgaben zielen darauf, einen aussagekräftigen 

Gebervergleich zu ermöglichen.16 Sie sind entsprechend differenziert und wurden in jüngster 

Vergangenheit an die veränderte Realität der Entwicklungsfinanzierung angepasst (Petschel, 

2016).17 Im Rahmen der DAC-Statistiken publiziert die OECD Daten zu Umfang, Herkunft und 

Art der Hilfen und Ressourcenströme. Die Datenmeldungen werden nach einzelnen Entwick-

lungsländern beziehungsweise Regionen aufgeschlüsselt. Die Empfänger müssen in den aktu-

ellen DAC-Listen der Empfänger, d.h. Entwicklungsländer und internationale Organisationen 

 
13  Die Entwicklungszusammenarbeit ist eines der Gründungsziele der OECD. Dabei soll die wirtschaftliche Ent-

wicklung nicht nur in den Mitglieds-, sondern auch in Schwellen- und Entwicklungsländern durch geeignete 

Maßnahmen gefördert werden (Bundesbank, 2013). 
14  Die Bereitstellung von Militärausrüstung und -dienstleistungen, paramilitärischen Unterstützung aber auch 

Maßnahmen zur Friedenssicherung werden nicht als Entwicklungsleistungen angerechnet. 
15  Die Statistik der EZ wurde bis 2005 vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung erstellt. 
16  Die DAC-Statistik soll ein möglichst vollständiges Bild der relevanten EZ-Aktivitäten vermitteln. Sie sollte 

das gesamte Spektrum von privaten und öffentlichen Maßnahmen abbilden. Die Statistik soll auch Fehlanreize 

und Fehlallokationen durch die Anrechnungssystematik zu vermeiden (Sieler, 2013). 
17  Unter http://www.bmz.de/de/zahlen/imDetail/index.html und www.oecd.org/dac/stats sind umfassende Infor-

mationen zur DAC-Statistik und ODA-Statistiken abrufbar. 

http://www.bmz.de/de/zahlen/imDetail/index.html
http://www.oecd.org/dac/stats
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aufgeführt sein. Die Liste der potentiellen Empfängerländer in Europa, Afrika, Amerika und 

Ozeanien wird alle 3 Jahre überarbeitet. Im Berichtsjahr 2021 zählten zu den europäischen 

Empfängerländern Albanien, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Moldau, Mon-

tenegro, Nordmazedonien, Serbien, die Türkei sowie die Ukraine. Durch die Konzentration auf 

Geberleistungen und Inputs, die zur Erreichung der Entwicklungsziele geleistet werden, gilt die 

DAC-Statistik als input-orientiert. Indikatoren zur Messung der Effektivität und Effizienz von 

Entwicklungsleitungen im Hinblick auf die Erreichung der Entwicklungsziele (SDG), spielen 

eine untergeordnete Rolle.18 

 

4.1 Kategorisierung der Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit 

 

Die DAC-Statistik weist fünf Kategorien von Entwicklungsleistungen aus, wobei die Katego-

risierung anhand der beiden Unterscheidungskriterien „Konzessionalität“ und „Herkunft der 

Mittel“ erfolgt. Die Anforderung der Konzessionalität ist nur erfüllt, wenn die Entwicklungs-

leistungen hinreichende Zuschusselemente enthalten. Zuschüsse (Grants) stellen Transfers dar, 

für die keine Rückzahlung erforderlich sind und keine Zinsen erhoben werden. Zuschüsse sind 

grundsätzlich konzessionär, egal ob diese im Rahmen der technischen oder finanziellen Zusam-

menarbeit geleistet werden. Dies gilt auch für Beiträge zugunsten von Entwicklungsländern an 

internationale Organisationen. Explizit geprüft werden muss jedoch die Konzessionalität von 

Finanzinstrumente wie Darlehen oder Beteiligungen. (Petschel, 2016). 

 

Neben der Konzessionalität bildet die Herkunft der Mittel für EZ ein weiteres Kategorisierungs-

kriterium. Unterschieden wird die Mittelherkunft aus dem privaten oder dem öffentlichen Be-

reich. Es wurden bereits verschiedene private und öffentliche deutsche Institutionen genannt, 

deren Transfers in der DAC-Statistik erscheinen. Im öffentlichen Bereich gehören hierzu die 

Gebietskörperschaften Bund, Länder und Gemeinden, insbesondere die Ministerien und nach-

geordnete Dienststellen. Eine wichtige Rolle bei der Durchführung der staatlichen finanziellen 

Zusammenarbeit spielt die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Sie ist in diesem Sinne das 

Pendant zur Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ), der – wie oben 

ausgeführt – primär die Durchführung der staatlichen technischen Zusammenarbeit obliegt. Die 

 
18  In seinem kritischen Report „Wir retten die Welt zu Tode“ kreidet Easterly (2006) die mangelnde Erfolgskon-

trolle von Entwicklungsleistungen an.  
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Leistungen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) werden dem öffentlichen Bereich zuge-

rechnet, soweit diese im staatlichen Auftrag aus Eigenmitteln erbracht werden. Das gilt auch 

für Leistungen der Deutschen Entwicklungsgesellschaft (DEG).19  

 

Kategorien von Entwicklungsleistungen  

 
Konzessionär  Nicht-Konzessionär  

Öffentliche Mittel ODA (I) OOF (II) 

Private Mittel private Zuschüsse von NGO, Stiftungen oder 

sonstigen gemeinnützigen Organisationen (V) 

private Leistungen zu 

marktüblichen 

Bedingungen (IV) 

Gemischte Mittel  öffentlich unterstützte Ex-

portkredite (III) 

Tabelle 1: Kategorien von Entwicklungsleistungen 

(Quelle: Eigene Darstellung). 

 

Unter die in der DAC-Statistik erfassten, konzessionären privaten Leistungen fallen Eigenmit-

tel und Spenden von privaten NGO, Kirchen und Stiftungen. Die von nichtstaatlichen Organi-

sationen angestoßenen und implementierten Projekte und Aktivitäten verfolgen die unmittel-

bare Intention entwicklungspolitische Ziele umzusetzen. Hervorzuheben ist, dass nichtstaatli-

che Trägerorganisationen, was die Durchführung von Projekten anbelangt, eigenverantwortlich 

agieren. Der Staat beteiligt sich jedoch an der Projektfinanzierung. Insbesondere die Kirchen 

leisten auf entwicklungspolitischem Gebiet einen wichtigen Beitrag. Zu nennen sind hier die 

Hilfswerke der evangelischen Kirche wie „Brot für die Welt“ und Misereor, das Hilfswerk der 

katholischen Kirche. Sie arbeiten seit über 60 Jahren mit staatlichen Einrichtungen zusammen. 

Die Deutsche Welthungerhilfe, zielt vor allem darauf, die wirtschaftliche und soziale Situation 

armer Bevölkerungsschichten sowie die Menschenrechtssituation in Entwicklungsländern zu 

verbessern. Die DAC-Statistik weist auch nicht-konzessionäre, d.h. kommerzielle private 

Transfers aus, die von deutschen Unternehmen und Privatpersonen geleistet werden. 

 

Die DAC-Statistik erfasst insgesamt also fünf Kategorien von Entwicklungsleistungen (Tabelle 

1). Der Gesamtstrom an Leistungen für EZ (Total Flows by Donor) setzt sich daher für jedes 

Geberland aus den folgenden Komponenten zusammen:  

 
19  Als Tochterunternehmen der KfW finanziert die DEG private Unternehmen in Entwicklungsländern mit Dar-

lehen und Beteiligungen. Teilweise werden lokale Banken unterstützt, die vor Ort vor allem kleine und mittlere 

Unternehmen (KMU) mit Finanzierungen versorgen. 
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• Komponente I: Der Kern der deutschen Leistungen für EZ bilden die in der Komponente 

I erfassten ODA. Der DAC definiert die ODA als die von öffentlichen Stellen bereitgestell-

ten Leistungen, die das Kriterium der Konzessionalität erfüllen.20 Sie dienen dem Hauptziel 

der EZ, d.h. der Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung von Entwick-

lungsländern. Als Sammelbegriff erfassen die ODA-Leistungen der technischen, finanziel-

len und personellen21 Zusammenarbeit. Diese können in materieller Form als Zuschuss, 

Schuldeninstrumente, Schuldenerleichterung oder auch in immaterieller Form, zum Bei-

spiel durch Bereitstellung von Know-how oder Aus- und Fortbildung erfolgen. Die DAC-

Statistik erfasst bilaterale und multilaterale Leistungen.22 Empfänger der Leistungen sind 

Entwicklungsländer bzw. Staatsangehörige von Entwicklungsländern oder internationale 

Organisationen zugunsten von Entwicklungsländern. Zuschüsse werden im öffentlichen 

Sektor grundsätzlich aus Haushaltsmitteln des Bundes, der Bundesländer und Kommunen 

finanziert. Bis 2017 wurden ODA, die keine reinen Zuschüsse darstellten, nach dem Net-

toprinzip berechnet. Berücksichtigt wurden die Auszahlungen (Brutto) abzüglich der Rück-

zahlungen. Die Nettomethode barg jedoch das Problem, dass nicht selten Verzerrungen in 

der Anrechenbarkeit von EZ-Leistungen auftraten23. Seit 2018 gehen Schuldeninstrumente 

als Zuschussäquivalent in die DAC-Statistik ein. Hierdurch wird insbesondere dem Um-

stand Rechnung getragen, dass Schuldeninstrumente, je nach Konditionen, einen mehr oder 

weniger hohen Zuschussanteil enthalten. Ein Kredit mit einem sehr niedrigen Zinssatz und 

einer langen Rückzahlungsdauer stellt für das Geberland einen größeren Aufwand dar als 

ein Kredit, der nahe an den Marktkonditionen bleibt. Die Anforderung der Konzessionalität 

ist nur erfüllt, wenn die Entwicklungsleistungen im Vergleich zu Marktpreisen für den Part-

ner entsprechend vorteilhafter angeboten werden und dadurch Zuschusselemente enthält. 

Die quantitative Bestimmung der Zuschusselemente ergibt sich aus der Berechnung von 

 
20  Schirl und Sieler (2012) schreiben, dass das Konzept der ODA wurde vom DAC 1969 entwickelt wurde. Die 

Aktivitäten der Mitglieder im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) sollten systematisch erfasst und 

vergleichbar gemacht werden. Zu Beginn umfasste ODA hauptsächlich Ausgleichszahlungen ehemaliger Ko-

lonialmächte an ihre einstigen Überseegebiete.  
21  Die personelle EZ umfasst u.a. den Entwicklungsdienst, der Entwicklungshelferinnen und Entwicklungshelfer 

entsendet. Diese Helfer bringen Fachwissen und methodische Kompetenz ein, um die Kapazitätsentwicklung 

in den Partnerländern zu fördern und verzichten dabei auf ein reguläres Gehalt zugunsten eines Unterhaltsgel-

des (Roxin et al., 2016). 
22  Als Entwicklungsleistungen anrechenbar sind auch bestimmte öffentliche Ausgaben, die im Geberland bleiben. 

Hierzu zählen Kosten für Flüchtlinge, Studienplatzkosten für Studierende aus Entwicklungsländern, entwick-

lungsländerspezifische Forschung (z.B. die Erforschung von Tropenkrankheiten) oder allgemeine Verwal-

tungskosten des Gebers. 
23  Bei Schuldeninstrumenten wird bei Anwendung des Nettoprinzips der Nennwert abzüglich etwaiger Rückzah-

lungen erfasst. Dies führte dazu, dass erfolgreiche Entwicklungsprojekte, die mit einem verbilligten Darlehen 

finanziert wurden, eine ODA-Wirkung von Null haben. Der Nettoeffekt kann sogar negativ werden. Scheitert 

das Projekt, so dass die Rückzahlung ausbleibt ergibt sich ein positiver Netto-ODA-Beitrag (Sieler, 2013). 
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Zuschussäquivalenten (Petschel, 2016). Das Konzept der Zuschussäquivalenz bestimmt 

also die konkreten Volumina, die letztlich in die DAC-Statistik als konzessionäre Leistun-

gen eingehen. Gemäß den DAC-Richtlinien müssen Schuldeninstrumente hierfür Konditi-

onen in Bezug auf Zinssatz, Laufzeit, Freijahre usw. aufweisen, die günstiger sind als bei 

vergleichbaren Marktinstrumente.24Die Berechnung von Zuschussäquivalenten soll die tat-

sächlichen Anstrengungen der Geberländer statistisch adäquat abbilden. Für die Geberlän-

der sollen hierdurch Anreize geschaffen werden, Zuschüsse und möglichst vorteilhafte Dar-

lehen zu Gunsten der Entwicklungsländer zu sprechen. Insbesondere für die LDC (Least 

Developed Countries) stellen ODA eine wichtige Ressourcenquelle dar. Sie leisten einen 

wesentlichen Beitrag zur Erreichung der SDG. In Bezug auf Schwellenländer wird hinge-

gen eine zunehmende Bedeutung marktnäherer Finanztransfers beobachtet. Die OECD 

(2014) weist den ODA in Bezug auf Schwellenländer insbesondere die Funktion zu, den 

Boden für private, nicht-konzessionäre Leistungen zu bereiten. 

• Komponente II: Andere offizielle Ströme (OOF) werden wie die ODA vom öffentlichen 

Sektor geleistet, dürfen den ODA aber nicht direkt zugerechnet werden. Dies liegt darin 

begründet, dass OOF entweder nicht primär auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

des Partnerlandes ausgerichtet sind. Oder sie nicht hinreichend dem Kriterium der Konzes-

sionalität genügen. Die OOF dienen in erster Linie kommerziellen und repräsentativen 

Zwecken. Sie umfassen auch die Bereitstellung von Militärausrüstung (DEval, 2022). 

• Komponente III: Die Komponente III erfasst die Kategorie der „offiziell unterstützten Ex-

portkredite“. Diese beinhaltet sowohl offizielle direkte Exportkredite (die vor den Daten 

von 2016 separat unter „Andere offizielle Ströme (OOF)“ aufgeführt waren) als auch pri-

vate Exportkredite im Rahmen offizieller Garantien oder Versicherungen. Sie werden in der 

DAC-Statistik als öffentlich-private Mischinstrumente interpretiert. Die Exportkredite sind 

trotz öffentlicher Förderung, nicht hinreichend konzessionär, um in der DAC-Statistik als 

ODA angerechnet werden zu können (DEval, 2022). Im globalen Maßstab weist die OECD 

(2014) die Türkei als einen der primären Nutznießer dieser Transferinstitution aus. In 

Deutschland werden die Exportkreditgarantien des Bundes (Hermesdeckungen) eigentlich 

als Instrument der Außenwirtschaftsförderung verstanden. Sie werden zur Unterstützung 

deutscher Unternehmen eingesetzt und verfolgen nicht primär entwicklungspolitische Ziel-

 
24  Konzessionalität liegt vor, wenn ein sogenannte Mindestzuschusselemente einhalten ist, dass sich aus Diskont-

satz und Risikoaufschlag ergibt. Der Diskontsatz enthält eine Basisrate, die sich an den Vorgaben des Interna-

tionalen Währungsfonds (IMF) orientiert. Dazu kommt ein fester Risikoaufschlag, der das Risiko des Zah-

lungsausfalls des Partners abbildet. Er ist nach Länderkategorien gestaffelt(www.oecd.org/dac/stats). 

http://www.oecd.org/dac/stats
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setzungen. Ihr Zweck ist, Lieferungen und Leistungen von Exportunternehmen in Schwel-

len- und Entwicklungsländern abzusichern. Das Zuschusselement der Garantien ist entspre-

chend gering. Seit 2019 weist die DAC-Statistik für Deutschland in der Komponente 3 ne-

gative Nettobeträge aus. 

• Komponente IV: Die nicht-konzessionären privaten Mittel (Private Flows at Market 

Terms) werden in Kategorie IV erfasst. Sie beinhalten Finanzströme, die zu Marktkonditi-

onen aus Ressourcen des Privatsektors finanziert werden. Diese werden unterteilt in aus-

ländische Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, Kreditaufnahme des privaten Sektors 

und Geldüberweisungen von Migranten aus deren privaten Einkommen (Remittances). 

Letztere können als unmittelbare Unterstützung der Familien von Migranten im Heimatland 

einen positiven Einfluss auf den Wohlstand im Empfängerland haben. Sie leisten einen Bei-

trag, um Grundbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung und Wohnraum der zurückgebliebenen 

Familienangehörigen zu decken. Geeze et al. (2018) legen empirische Befunde vor, wonach 

Remittances einen signifikant positiven Effekt auf das Bruttoinlandsprodukt im Empfän-

gerland haben. Das BMZ engagiert sich im Rahmen der G20 Global Partnership for Finan-

cial Inclusion (GPFI) und des Global Forum on Remittances, Investments and Development 

(GFRID) darum, die Heimüberweisungen sicherer, schneller und günstiger zu gestalten. 

Direktinvestitionen sind grenzüberschreitende Unternehmensbeteiligungen, die dem Er-

werb oder Ausbau von dauerhaften Beteiligungen in den Partnerländern dienen. Der Direk-

tinvestor verfolgt also die Absicht, maßgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung des 

Unternehmens im Partnerland zu nehmen. Dies ist dann der Fall, wenn dem Direktinvestor 

unmittelbar mindestens 10 Prozent der Kapitalanteile zuzurechnen sind. Nettokapitalflüsse 

in Form von Direkt- oder Portfolioinvestitionen führen zur Erhöhung des Nettovermögens 

im Geberland und der Nettoauslandsverschuldung im Empfängerland (Deutsche Bundes-

bank, 2023).  

• Komponente V: Bei den private Nettozuschüssen (Net Private Grants) handelt es sich um 

Transfers von privaten Freiwilligenorganisationen und NGOs in Form von Bargeld, Waren 

oder Dienstleistungen. Diese privaten Leistungen genügen dem Kriterium der Konzessio-

nalität. Das BMZ (2021) betrachtet die Zusammenarbeit mit privaten deutschen Trägern als 

wesentliche Säule seines entwicklungspolitischen Gesamtansatzes. Unterstützt werden pri-

vate Entwicklungsvorhaben in Ländern der DAC-Liste, ohne die Unabhängigkeit und das 

Initiativrecht der privaten Träger einzuschränken. Nach Einschätzung der OECD (2022) 

gewinnt die Entwicklungsfinanzierung durch Private an Bedeutung. Im globalen Maßstab 
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übernehmen insbesondere private Stiftungen eine zunehmend wichtige Rolle bei der Finan-

zierung von Entwicklungsprojekten. 

 

4.2 Volumen und Dynamik der Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit 

 

Das gesamt Aggregat der Mittelflüsse ist definiert als die Summe aller Transfers des öffentli-

chen und privaten Sektors eines Gläubigerlandes an die Empfänger von Entwicklungsleistun-

gen. Das Aggregat umfasst die ODA und OOF. Dazu kommen die gemischten Transfers (Ex-

portkredite) sowie die privaten Ströme. Hierzu zählen die Mitteltransfers des privaten Sektors 

zu Marktbedingungen sowie private Zuschüsse. Was die Zuschusselemente anbelangt, ist das 

Aggregat ausgesprochen heterogen. Jedoch gehen potentiell von allen fünf Komponenten posi-

tive Effekte auf das Wirtschaftswachstum, die Verteilung, die Grundversorgung und damit die 

Wohlfahrt im Empfängerland aus. 

 

 

I (Netto): ODA Nettoprinzip, I (Grant): Zuschussäquivante ODA, II: OOF, III:Exportkredite,  

IV und V: Private Ströme. 

Abbildung 1: Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit 

(in Mio. USD, laufende Preise) 

(Quelle: OECD, DAC Statistic Database) 

 

Die Entwicklung des Aggregats in Mio. USD zu laufenden Preisen im Zeitraum 1998 und 2021 

ist in Abbildung 1 dargestellt. In 2005, dem Jahr in dem Angela Merkel Kanzlerin wurde, be-

trugen die Gesamtleistungen 30,7 Mrd. USD. In 2021, dem Ende ihrer Regierungszeit, nimmt 

das Aggregat einen Wert von 69,8 Mrd. USD an. Nominal weist die Statistik knapp 35 Mrd. 

Dollar in der Kategorie IV aus. Die privaten Transfers zu Marktbedingungen machen mit 51 
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Prozent den größten Anteil an den Gesamtleistungen aus. Die ODA tragen mit 47 Prozent bei. 

Die OOF sowie die Leistungen der NGOs schlagen (Kategorie V) mit jeweils 2 Prozent zu 

Buche, während die öffentlich garantierten privaten Exportkredite mit – 2 Prozent zum Gesamt-

aggregat beitragen. 

 

Zwischen 2005 und 2021 haben sich die Gesamtleistungen um den Faktor 2,2, d.h. 124 Prozent 

erhöht. Das entspricht einem jahresdurchschnittlichen Anstieg von gut 5 Prozent. Abbildung 2 

zeigt, dass die Gesamtleistungen primär durch den Anstieg der ODA und der marktmäßigen 

privaten Ströme getrieben wurden. Letztere (Kategorie IV) trugen im Zeitraum 2005 bis 2021 

mit 74 Prozentpunkte zum Anstieg der Gesamtleitungen bei (Abbildung 2). Insbesondere die 

Direktinvestitionen sind eine wichtige Triebkraft der ökonomischen Entwicklung in den Emp-

fängerländern. Ihre nutzbringenden Effekte werden ebenso wie ihre absolute Höhe durch die 

öffentlichen Entwicklungsleistungen beeinflusst. Die ODA zielen in gewissem Umfang auf die 

Generierung und Verstärkung privater Transfers. Öffentlich finanzierte Entwicklungspro-

gramme in den Empfängerländern bereiten – im metaphorischen Sinne – nicht selten den Boden 

für wachstumswirksames privates Investitionsengagement (OECD, 2022).25 

 

 

Abbildung 2: Wachstumsbeiträge der Komponenten der Entwicklungsleistungen 

(in Prozentpunkte) 

(Quelle: OECD, DAC Statistic Database) 

 
25 “The OECD Development Assistance Committee (DAC) is developing approaches to increase private sector 

participation in development outcomes. The ambitious 2030 Agenda requires increased resources and innova-

tion. Public actors leading development co-operation will need to engage with the private sector to be able to 

achieve the agreed goals. The OECD-DAC is playing a key role to ensure that the private sector contributes to 

the delivery of the Sustainable Development Goals (SDGs). This includes leveraging private investment for 

the SDGs and improving the quality of this investment.” https://www.oecd.org/dac/private-sector-engagement-

in-development-co-operation.htm 
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Der Wachstumsbeitrag der ODA (Kategorie I) lag im Zeitraum 2005 bis 2021 bei 73 Prozent-

punkte (Abbildung 2). Jahresdurchschnittlich sind die ODA im Betrachtungszeitraum um no-

minal gut 7 Prozent angewachsen. Aufgrund der beachtlichen Dynamik steigt der Anteil der 

ODA an den Gesamtleistungen von ca. einem Drittel auf knapp die Hälfte an. Deutschland 

wendet in 2021 ODA-Leistungen in Höhe von 33 Milliarden Euro auf. Den größten Anteil von 

48 Prozent an den ODA wurde vom BMZ bereitgestellt. Das Auswärtige Amt finanzierte knapp 

15 Prozent und die Bundesländer trugen in 2021 insgesamt 6 Prozent der ODA. Vom ODA-

Volumen entfallen 25 Mrd. Euro auf die bilaterale und 8 Milliarden Euro auf die multilaterale 

Zusammenarbeit. Deutschland ist hinsichtlich der absoluten Höhe der ODA hinter den USA 

zweitgrößter bilateraler Geber (OECD, 2021). Die im internationalen Kontext oft proklamierte 

abnehmende Bedeutung der ODA ist in der deutschen EZ nicht zu beobachten (OECD, 2014). 

Die OOF sind im Vergleich zu den ODA dem Umfang nach unbedeutend. Sie erreichen in 2021 

einen Betrag von 1,27 Mrd. US-Dollar und machen damit nur ca. 4 Prozent an den öffentlichen 

Entwicklungsleistungen insgesamt aus. Über den Zeitraum 2005 bis 2021 ist der Wachstums-

beitrag der OOF negativ. 

 

 

Die ODA gehen in die Quotenbildung bis 2017 auf Basis des Nettoprinzips ein. Ab 2018 sind die 

ODA als Zuschussäquivalente berechnet.  

Abbildung 3: Entwicklung der ODA-Quote 

(Quelle: OECD, DAC Statistic Database) 

 

Der Anteil der ODA am Bruttonationaleinkommen (BNE) bildet die ODA-Quote. Diese Kenn-

zahl erlaubt es, die Anstrengungen der Geberländer in Relation zu deren ökonomischer Leis-

tungsfähigkeit zu bewerten. Sie stellt gleichzeitig einen wichtigen Benchmark dar, der die An-

strengungen der DAC-Mitglieder international vergleichbar macht. Deutschland hat sich bereits 
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1970 im Rahmen der Vereinten Nationen dazu verpflichtet, 0,7 Prozent seines BNE für die EZ 

einzusetzen. Auch die Agenda 2030 enthält die Zielgröße von 0,7 Prozent am BNE. Abbildung 

3 zeigt, dass Deutschland diesen Benchmark in 2020 erstmalig gerissen hat, die ODA auf einen 

Anteil von 0,73 Prozent am BNE anstiegen sind. Im Jahr 2005 betrug die deutsche ODA-Quote 

noch 0,36 Prozent, und nahm bis zum Jahr 2014 nur leicht auf 0,42 Prozent zu (Abbildung 3). 

Deutschland ist hinsichtlich der ODA-Quote fünftgrößter Geber unter den DAC-Mitgliedsstaa-

ten (OECD, 2021a). Die Mehrheit der Geberländer hat den 0,7 Prozent-Benchmark noch nicht 

erreicht. Über alle DAC-Mitglieder hinweg wurde in 2021 lediglich eine ODA-Quote in Höhe 

von 0,33 Prozent erreicht (OECD, 2022). 

 

 
 

Abbildung 4: ODA und OOF nach Regionen (in Mio. USD, laufende Preise) 

(Quelle: OECD, DAC Statistic Database 

 

Abbildung 4 zeigt das räumliche Allokationsmuster der staatlichen Entwicklungsleistungen. 

Die Darstellung erlaubt nur eine rudimentäre Analyse der regionalen Mittelkonzentration. Nach 

2005 zeichnet sich eine gewisse geographische Fokusierung auf Afrika und Asien ab. Politische 

Initiativen wie der Compact mit Afrika spiegeln diesen Trend und verdeutlichen die Ambitio-

nen, die die deutsche Entwicklungspolitik, in Bezug auf die Unterstützung afrikanischer Länder 

hegt. Auf Ebene einzelner Empfängerländer haben die seit der Jahrtausendwende proklamierten 

Bestrebungen des DAC und des BMZ zur geographischen Mittelkonzentration nur wenig Er-

folge gezeigt (DEval, 2022). In Hiblick auf das Effizienz- und Effektivitätziel dieses 

Versäumnis kritisch zu bewerten. Es zeugt von mangelndem Engagement, die internationale 

Arbeitsteilung, durch eine Reduktion von Transaktionskosten und eine zielführende 

strategische Steuerung effizient zu gestalten. Die Implementierung zielführender 
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geographischer und funktionaler Allokationsmechanismen, stellen eine wichtige 

Voraussetzung dar, um eine wirkungsvolle Mittelverwendung zu gewährleisten. Letztlich ist es 

nicht die absolute Höhe der Leistungen, die die Erreichung der entwicklungspolitischen Ziele 

bedingt. Es sind vielmehr die kausalen Effekte, die von Entwicklungsmaßnahme auf die 

Erreichung der SDG ausgehen, die den Erfolg garantieren. 

 

5. Diskussion und Schlussfolgerungen 

 

„Vergleicht man die ökonomischen Daten Deutschlands im Jahr 2005, als Angela Merkel Kanz-

lerin wurde, mit den aktuellen, dann ergibt sich das Bild eines spektakulären Erfolgs“ schreibt 

Fuest (2020) in seiner wirtschafts- politische Bilanz der Ära Merkel. Im Jahr 2005 litt Deutsch-

land unter chronischer Wachstumsschwäche. Nach dem Angela Merkel 16 Jahre die Geschicke 

des Landes gelenkt hatte, war die ökonomische Situation eine erheblich positivere. Es war ge-

lungen, der großen Wirtschafts- und Finanzkrise des Jahren 2008, der Euro-Krise 2010 sowie 

der Migrationskrise des Jahres 2015 zu trotzen. 6 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze waren 

entstanden, die Wachstumsraten deutlich angestiegen und die öffentlichen Haushalte zeigten 

sich konsolidiert. Die gute Wettbewerbsfähigkeit und hohe Exportorientierung der deutschen 

Wirtschaft war endgültig zum Erfolgsfaktor und Wachstumsmotor geworden. Man konnte in 

vollem Umfang von der Globalisierung und dem Aufstieg der Schwellenländer – allem voran 

Chinas – profitieren. 

 

Gleichzeitig traten in der Kanzlerschaft Angela Merkels die Bedeutung globaler öffentlicher 

Güter im Zusammenhang mit den Bedrohungen durch die Klimakrise stärker ins öffentliche 

Bewusstsein. Auch die Migrations- und Fluchtproblematiken lenkte die politische Aufmerk-

samkeit in Deutschland zunehmend auf den sogenannten „globalen Süden“. Es wurde offen-

sichtlich, dass in einer vernetzten Welt der wirtschaftliche, soziale und politische Fortschritt in 

Entwicklungs- und Schwellenländern auch im Interesse Deutschlands ist. Merkel hob stets her-

vor, dass die deutsche EZ einen Beitrag zur globalen Wohlfahrt leisten muss (Bundesregierung, 

2019). Die Daten zeigen, dass sich die Entwicklungstransfers entsprechend dynamisch entwi-

ckelten. Der jüngste DAC-Prüfbericht aus dem Jahr 2021 bewertet Deutschlands Position in-

nerhalb der 32 DAC-Länder insgesamt positiv. Deutschland kann nach der Ära Merkel als einer 

der wichtigsten Akteure in der globalen EZ betrachtet werden. Im internationalen Ranking steht 

Deutschland mit einer ODA-Quote von 0,76 Prozent nach Luxemburg, Schweden und Norwe-

gen an vierter Stelle. Dem Betrage nach leisten nur die USA höheren ODA-Transfers. 
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Dennoch reichen die gemachten Anstrengungen nicht aus, um die Agenda 2030 in befriedigen-

der Weise umzusetzen. Nach Einschätzung von „Brot für die Welt“, besteht aktuell zur Errei-

chung der SDGs eine Finanzierungslücke von vier Billionen US-Dollar (Brot für die Welt, 

2023). Das entspricht mehr als dem zwanzigfachen der in 2021 global geleisteten ODA-Trans-

fers. Entlastend angeführt werden kann, dass die internationale Gemeinschaft bei der Errei-

chung der globalen Entwicklungsziele durch die Corona-Pandemie, geopolitische Krisen und 

Klimawandel zurückgeworfen wurde. Dennoch stehen Deutschland und die Industrieländer ins-

gesamt in der Verantwortung, ihre Entwicklungsleistungen zu erhöhen. Brot für die Welt er-

mahnt die deutsche Regierung, zukünftig mehr Engagement zu zeigen und alle finanziellen 

Spielräume auszuschöpfen. Angela Merkel ist also zuzustimmen, wenn sie fordert „…bei der 

EZ nicht zu sparen, sondern eher noch eine Schippe draufzulegen.“ (Bundesregierung, 2021b). 

Aus ökonomischer Sicht nicht ganz vergessen werden sollte jedoch, dass auch die Effizienz 

und Effektivität des bestehenden Mitteleinsatzes eine wichtige Rolle spielt. Die Implementie-

rung zielführender Allokationsmechanismen stellt eine zentrale Voraussetzung dar, um eine 

wirkungsvolle Mittelverwendung und damit eine adäquate Umsetzung der Entwicklungsziele 

zu erreichen. 
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